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Bericht
des

Generalprokurators des Kantons Bern
über den

Znstand der Strafrechtspflege
im Jahre 1939.

Die Bezirksprokuratoren und die Gerichtspräsidenten

sprechen sich in ihren Berichten über das

vergangene Jahr im allgemeinen und abgesehen von
untergeordneten Punkten wiederum lobend über das neue
Strafverfahren aus. Ich kann dem nur beistimmen.
Das neue Verfahren hat sich nun eingelebt und befriedigt
bis dahin in den hauptsächlichsten Punkten.

Eine, wie mir scheint, überflüssige Neuerung hat
das neue Strafverfahren in Art. 127 StV gebracht. Er
bestimmt, dass der Untersuchungsrichter den
Angeschuldigten dann vorläufig aus der Haft zu entlassen
habe, wenn der im Verhaftungs- oder Haftbelassungs-
beschluss genannte Verhaftungsgrund weggefallen ist.
Handelt es sich um Fälle, die in die Zuständigkeit des

Geschwornengerichts oder des Amtsgerichts gehören,
so hat der Untersuchungsrichter die Zustimmung des

Bezirksprokurators einzuholen. Diese Neuerung scheint
mir deswegen überflüssig zu sein, weil erfahrungsgemäss

kaum Verhaftete allzu rasch aus der Haft
entlassen werden. Das Gegenteil ist der Fall. Immerhin
haben sich aus diesen neuen Vorschriften, soweit ich
sehe, keinerlei Unzukömmlichkeiten ergeben. In
Wirklichkeit macht sich die Sache fast immer so, dass der
Untersuchungsrichter dem Bezirksprokurator telepho-
nisch um seine Zustimmung ersucht und dass dieser
sie auch immer gibt. Bisweilen wird die Zustimmung
auch erst nachträglich eingeholt. Ich glaube daher nicht,
dass tatsächlich Verzögerungen von Haftentlassungen
durch diese Neuerung entstanden seien. Sie ist durch
die Anwendung unschädlich gemacht worden.

Die üblichen jährlichen Zusammenstellungen über
die Zahl der Strafgeschäfte hat mit Bücksicht auf das
neue Strafverfahren einigermassen abgeändert werden
müssen, schon deswegen, weil die Strafanzeigen nicht
mehr wie früher bei den Begierungsstatthalterämtern,

-sondern bei den Untersuchungsrichtern einzureichen

sind. Diese Statistik erscheint, soweit sie die
Untersuchungsrichter, die Gerichtspräsidenten als Einzelrichter

und die Amtsgerichte betrifft, heuer in neuem
Gewand (s. Tabelle VII des Jahresberichts des
Obergerichts). Diese neue Tabelle ist nach dem Vorschlag
der Staatsanwaltschaft und im Einverständnis mit der
Justizdirektion erstellt worden. Dabei handelt es sich
wie bisher nur um eine Statistik der Anzahl der
Geschäfte und somit der Geschäftsbelastung der
einzelnen Amtsstellen.

Von einer eigentlichen Kriminalstatistik, d.h. von
einer Statistik, die Stoff und Nachweise brächte über die
Kriminalität im allgemeinen und besonders im
Hinblick auf die einzelnen Deliktsgruppen und namentlich

auch auf die Bückfälligkeit ist dabei nicht die Bede.
Erfreulicherweise hat das statistische Amt des Kantons
Bern sich nunmehr die Aufgabe gestellt, eine solche
Statistik zu bearbeiten und herauszugeben. Erst wenn
wir eine solche besitzen, wird man mit einiger Sicherheit,

wenigstens für unser verhältnismässig kleines
Staatsgebiet, über die Art und Wirkung sprechen
können, wie bei uns Strafen ausgesprochen, bedingt
erlassen und vollzogen werden.

Nach den in bisheriger Weise gemachten
statistischen Feststellungen sind im Jahre 1928 unter dem
alten Strafverfahren bei den Begierungsstatthalterämtern

bis zum 1. Oktober und von da an unter dem
neuen Strafverfahren bei den Untersuchungsrichterämtern

im ganzen 50,369 Strafanzeigen eingereicht
worden; im Jahre 1929 dagegen wurden bei den
Untersuchungsrichterämtern 42,700 Anzeigen eingereicht.
Im Jahre 1928 wurden dem Bichter überwiesen 46,448,
im Jahre 1929 dagegen nur 42,987 Angeschuldigte
überwiesen. Deswegen von einem Bückgang der
Kriminalität zu reden, wäre aber falsch. Es kann sich bei
den Anzeigen auch um harmlose Personen, die keiner-
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lei Hang zu kriminellen Ausschreitungen haben, handeln

und um sehr einfache, ziemlich belanglose Dinge,
wie die Nichterneuerung einer Ausweiskarte für einen
Badfahrer und ähnliches.

Die Zahl der von der Kriminalkammer und dem
Geschwornengericht behandelten Fälle hat sich im
Berichtsjahr gegenüber dem Jahre 1928 nicht erheblich
geändert. Es fällt dabei aber auf, wie sehr das
Geschwornengericht an Bedeutung verloren hat gegenüber dem
Assisenhof früherer Jahre.

Im Jahre 1908 z. B. behandelten die Assisen an
192 Verhandlungstagen 108 Geschäfte mit 173
Angeklagten; von diesen wurden 139 verurteilt (39 zu
peinlichen, 89 zu korrektionellen und 11 zu Polizeistrafen).
Im letzten Jahre dagegen behandelte das Geschwornengericht

an 40 Verhandlungstagen 27 Geschäfte mit
33 Angeklagten; von diesen wurden verurteilt 10 zu
peinlichen und 19 zu korrektionellen Strafen. Aber
auch im Kanton Zürich, der ja noch das alte,
eigentliche Schwurgericht besitzt, spielt dieses eine viel
bedeutendere Bolle als das neue Geschwornengericht
bei uns. So wurden z. B. im Jahre 1928 (für das Jahr
1929 fehlen die Zahlen einstweilen noch) im Kanton
Zürich an 89 Sitzungstagen 87 Fälle behandelt. Im
Kanton Zürich ist allerdings die Frage, für welche
Delikte das Schwurgericht sachlich zuständig sei, ganz
anders gelöst als bei uns. Immerhin mögen die erwähnten

Zahlen mit eine Erklärung dafür abgeben, dass die
alten Assisen so ohne Aufsehen bei uns haben aufgehoben
werden können.

Im übrigen scheint sich die Neuordnung auf diesem
Gebiet, die gemeinsame Beratung und Abstimmung der
drei Oberrichter mit den acht Geschwornen zu bewähren.
Dies wenigstens nach dem Bericht der Kriminalkammer,
der hierüber ja sehr erfreulich klingt.

Immerhin scheint mir die Zusammensetzung des

Geschwornengerichts, so notwendig auch die Mitwirkung

des Laienelements gerade in Strafsachen sein mag,
nicht glücklich zu sein. Bis jetzt werden gemäss Art. 22
GO G die Geschwornen durch die stimmberechtigen Bürger

des Geschwornenbezirks gewählt. Jede Einwohnergemeinde

bildet einen Wahlkreis. Je auf 600 Seelen
der Bevölkerung ist ein Geschwomer zu wählen. Bruchzahlen

über 300 berechtigen ebenfalls zur Wahl eines

solchen. Wahlkreise, die weniger als 600 Seelen zählen,
haben ebenfalls einen Geschwornen zu wählen.

Im Jahre 1926 sind im Kanton für die fünf Ge-
schwornenbezirke 1202 Geschworne gewählt worden;
davon waren 1134 wählbar. Handelsrichter dagegen gibt
es nur 60. Aus den rund 250 Geschwornen eines Ge-
schwornenbezirkes sind dann zu jeder Session des
Geschwornengerichts 30 Geschworne herausgelost und aus
ihnen ist schliesslich nach den Vorschriftendes Art. 272 ff.
des Strafverfahrens das Geschwornengericht gebildet
worden. Da schon die Geschwornenwahlen in den
Gemeinden unter allgemeinster Unaufmerksamkeit vor
sich zu gehen pflegen, kann wohl gesagt werden, dass
es von einem dreifachen Zufall abhängt, wer schliesslich

Mitglied des Geschwornengerichts wird. Dieses
Zufallspiel steht in einem bedenklichen Gegensatz zu den
Aufgaben der Geschwornen, Bichter in den folgenschwersten

Straffällen zu sein. Es steht auch in einem
merkwürdigen Gegensatz zu der Sorgfalt, mit der man bei
uns danach trachtet, Volksvertretungen zu erhalten,
die in gerechter und mathematisch genauer Weise
das Volk in seiner politischen und wirtschaftlichen
Zusammensetzung wiederspiegeln sollen. Es kann nichts
helfen, dasss man nach alten Schlagworten ein Gericht
als «Volksgericht» bezeichnet, wenn man es im übrigen
dem blinden Zufall überlässt, wie das Volk in diesem
Gericht vertreten ist.

Abhilfe könnte dadurch geschaffen werden, dass

man die Wahl der Geschwornen von den Einwohnergemeinden

in die Amtsbezirke verlegte und die Zähl der
Einwohner, auf die ein Geschwomer zu wählen ist,
um das mehrfache heraufsetzte.

Gelegenheit dazu böte sich, wenn das Gesetz über
die Vereinfachung der Beamtenwahlen auch vor dem
neuen Grossen Bat Gnade fände. Diesem Gesetze würden

Bestimmungen gewiss nur gut anstehen, die
bewirkten, eine sorgfältigere Wahlart der Geschwornen
herbeizuführen und diese damit zu ihrem wichtigen Amte
befähigter zu machen.

Bern, im Juli 1930.

Der Generalprokurator:

Langhans.
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